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Auf die Anfrage Nr o 4342/J der Abgeordneten Mag. Guggenber­

ger und Genossen vorn 100 Oktober 1989, betreffend Rückruf­
aktionen für gefährliche Produkte, beehre ich mich folgendes 
mitzuteilen: 

ad 1: 

Das mit· 1. Oktober 1983 in Kraft getretene Produktsicher­

heitsgesetz, BGBI. Nr. 171/1983 i.d.F. BGBI. Nt. 617/1983, 

enthält in § 5 einen abscnließenden Katalog verwaltungspoli­
zeilicher Maßnahmen, der Verpflichtungen zu Rückrufaktionen 
oder verpflichtende Mitteilungen an das Bundesministerium für 

Umwelt, Jugend und Familie über freiwillige Rückrufaktionen 
nicht enthält. 

Dies, obwohl ein Ministerialentwurf und auch die Regierungs­

vorlage noch Bestimmungen über dieSchutzmaßnahme Rückruf 

enthielten und insbesondere die Erläuternden Bemerkungen zur 
Regierungsvorlage ausdrücklich auf die Schutzmaßnahme Rückruf 
Bezug nehmen. Obwohl dem Bundesministerium für Umwelt, Jugend 
und Familie bislang kein Fall bekannt wurde, wo die Nichtauf­
nahme dieser Schutzmaßnahmen in den Maßnahmenkatalog zu einer 
ernsten, unverantwortbaren Gefährdung von Menschen geführt 
hätte, wurde im produktsicherheitsbeirat wiederholt bemän-
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gelt, daß die Qualität der Rückrufaktionen sehr unterschied­
lich sei und die Nichtinformation zentraler, für Produktsi­

cherheitsmaßnahmen zuständiger Stellen als Manko anzusehen 
wäre. Es erging daher die Aufforderung an die Vertreter der 
Bundeswirtschaftskammer im Produktsicherheitsbeirat, einen 

vorschlag für Rückrufrichtlinien vorzubereiten. 

ad 2: 

Obwohl das Produktsicherheitsgesetz derzeit keine Handhabe 

bietet, unternehmungen zu Rückrufaktionen zu verpflichten 

oder ihnen eine Information über Rückrufaktionen abzuverlan­

gen, können auf Grund des § 15 Abs. 2 des Chemikalienge­

setzes, BGBI. Nr. 326/1987 iod.Fo BGBlo Nr. 300/1989 in 

Fällen drohender Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von 

Menschen mit Bescheid Verpflichtungen zu Rückrufaktionen 

ausgesprochen werden, sofern es sich bei den betroffenen 
Produkten um Stoffe, zubereitungen oder Fertigwaren handelt, 

die vom Geltungsbereich des Chemikaliengesetzes erfaßt wer­
den. 

Darüberhinaus wird vom Bundesministerium für Umwelt, Jugend 

und Familie im zusammenhang mit dem Entwurf einer EG-Richt­

linie über die allgemeine Produktsicherheit geprüft, ob nicht 

einzelne in diesem Entwurf vdrgesehene Maßnahmen (z.B. Rück­

rufaktionen), die in österreich bislang nur punktuell ver­

wirklicht sind, übernommen werden sollten. 
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